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MELDEPFLICHTEN BEI DIENSTREISEN INS AUSLAND:
BUßGELDER DROHEN BEI VERSTOß

EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser,

unsere 1. Ausgabe 2018 enthält 
wieder interessante Themen:
Wir beschäftigen uns in dieser 
Ausgabe mit der Kryptowährung 
Bitcoins, einen interessanten 
Verwaltungsschreiben zur Dienst-
wagennutzung, den A1-Beschei-
nigungen sowie einigen umsatz-
steuerlichen Themen. Interessant 
ist auch die Auffassung des BFH 
zur Verzinsung von Steuernach-
zahlungen. Intern stellen wir Ihnen 
unsere Azubis vor,  welche aktiv 
unser Unternehmen bereichern. 
Nicht zuletzt empfehlen wir Ihnen 
den Artikel zum  Auftragswesen 
online – ein Angebot unsererseits 
Ihre Rechnungslegung GoBD-kon-
form zu gestalten.

Wie immer freuen wir uns auf Ihre 
fachlichen Fragen oder Anregun-
gen.

Ihr MHP-Team

Dies ist in der Regel der Fall, 
wenn die Entsendung im Rah-
men eines bestehenden Be-
schäftigungsverhältnisses und 
mit einer im Voraus verein-
barten zeitlichen Begrenzung 
erfolgt. 

Nachweis
Der Nachweis, dass die deut-
schen Rechtsvorschriften wei-
ter gelten, wird normalerweise 
über die sog. A1-Bescheini-
gung erbracht, sofern es sich 
um eine Entsendung in einen 
anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, des Euro-
päischen Wirtschaftsraums 
oder in die Schweiz handelt.

Wenn ein Arbeitnehmer im Rahmen seines deutschen Beschäf-
tigungsverhältnisses vorübergehend ins Ausland entsandt wird, 
muss vorab geklärt werden, ob die deutschen Rechtsvorschriften 
der Sozialversicherung weiter gelten. 

Bei längeren Auslandseinsät-
zen ist meist klar, dass hier 
eine Bescheinigung benötigt 
wird. 
Allerdings sind die Melde-
pflichten bei jedem Auslands-
aufenthalt einzuhalten und 
gelten damit auch für Dienst-
reisen bereits ab einem Tag.

Regelungen in EU-Ländern
Viele EU-Länder und auch die 
Schweiz haben mittlerweile 
Bußgelder eingeführt, wenn 
die Meldepflichten nicht erfüllt 
werden. In Frankreich z. B. ist 
eine solche Regelung seit 2017 
in Kraft. Kann die A1-Beschei-
nigung nicht vorgelegt werden 
und auch der Nachweis nicht 
erbracht werden, dass eine 
solche zumindest beantragt 
wurde, können die Unterneh-
men mit einer Geldstrafe be-
legt werden. Österreich hat 
2017 ein Lohn- und Sozial-
dumping-Bekämpfungsgesetz 
eingeführt und verstärkt seine 
Kontrollen vor allem in der 
Transport- und Beförderungs-
branche. 

Daher raten wir vor einem Aus-
landseinsatz immer die A1-Be-
scheinigung zu beantragen. 
Dies erfolgt bei der Kranken-
kasse des Arbeitnehmers oder 
für privat versicherte Arbeit-
nehmer über den Rentenver-
sicherungsträger.

Seit 2018 kann die Bescheini-
gung elektronisch beantragt 
werden, z. B. über das Lohn-
programm der DATEV. 

Ab 01.07.2018 erfolgt dann 
auch die Ausstellung der Be-
scheinigung elektronisch. 
Dann sollen zwischen Antrag 

und Ausstellung der Beschei-
nigung maximal drei Arbeits-
tage liegen. Diese kann dann 
ausgedruckt und mitgenom-
men werden. Bis dahin wird die 
Bescheinigung noch schriftlich 
zugestellt. 

Ab 01.01.2019 wird es nur noch 
das elektronische Verfahren 
geben.

Bei Fragen zu diesem Thema 
sprechen Sie uns gerne an.

Susann Metge
Dipl. Wirtschaftsjuristin (FH)

smetge@mhp-kanzlei.de

Zwei Revisionsverfahren hat-
ten den Bundesfinanzhof ver-
anlasst, beim Europäischen 
Gerichtshof nachzufragen, ob 
die Angabe einer Briefkasten-
adresse mit nur postalischer 
Erreichbarkeit des leistenden 
Unternehmers ausreicht. 

Die Antwort lautet ja.   
Es ist nicht erforderlich, dass 

die wirtschaftlichen Tätigkei-
ten des Leistungserbringers 
unter der Anschrift ausgeübt 
werden, die in der Rechnung 
angegeben ist. 

Der Europäische Gerichtshof 
befand, dass Name, Adresse 
und die Umsatzsteuer-Identi-
fikationsnummer (USt-IdNr.) 
ausreichende Hinweise sind, 

DER BRIEFKASTENSITZ...
IST EINE VORSTEUERFÄHIGE ADRESSE

um die Verbindung zwischen 
der wirtschaftlichen Transak-
tion und dem konkreten Wirt-
schaftsteilnehmer herzustel-
len. Dabei ist die USt-IdNr. die 
wesentliche Informationsquel-
le.

Ihre Ansprechpartner: 
Alle Steuerberater von MHP

Der Vorsteuerabzug setzt unter anderem voraus, dass die Rechnung die vollständige Anschrift des 
leistenden Unternehmers enthält. 
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KRYPTOWÄHRUNGEN – BITCOINS UND STEUERRECHT
RASANTE ENTWICKLUNGEN 
Bitcoin ist aktuell die mit Abstand prominenteste virtuelle Kryptowährung. Wer im vergangenen Jahr in Bitcoins oder andere Kryp-
towährungen investiert hat, konnte enorme Kursgewinne erzielen. Seit dem 01.01.2017 hat sich der Wert des Bitcoins zwischenzeit-
lich – Stand Anfang Februar 2018 – versiebenfacht und stieg seit Beginn sogar um mehr als 12.000 Prozent. Die Frage, die immer 
größer wird: Wie sind Bitcoins und andere virtuelle Währungen steuerrechtlich zu behandeln? 

Die virtuelle Währung Bitcoin 
startete als Open-Source-Pro-
jekt des Entwicklers Satoshi 
Nakamoto und wird auch heute 
noch von einem Kern an Ent-
wicklern weiterentwickelt. Über 
den Gründer oder die Gemein-
schaft wird wild spekuliert und 
bis heute ist nicht klar, wer sich 
hinter diesem Namen verbirgt. 

Die virtuelle Währung kann 
zwischenzeitlich für reine 
Zahlungsvorgänge bereits bei 
großen Unternehmen wie 
Lieferando oder aufgrund der 
hohen Volatilität zu Spekulati-
onszwecken eingesetzt wer-
den. Ebenso existieren eine Art 
Crowdfundingmodelle die Un-
ternehmen über sog. ICO (Initial 
Coin Offering) ermöglichen sich 
selbst zu finanzieren. 

Der Bitcoin ist eine sog. Kryp-
towährung in Form von vir-
tuellem Geld. Der Besitz des 
virtuellen Geldes wird durch 
den Besitz kryptographischer 
Schlüssel nachgewiesen. Die 
Übertragung von Beträgen im 
Rahmen von Zahlungsvorgän-
gen erfolgt direkt von Teilneh-
mer zu Teilnehmer.
Der Gedanke der virtuellen 
Währung ist Dezentralität als 
direkte Verbindung der je-
weiligen Beteiligten ohne die 
Abhängigkeit einer zentralen 
Clearingstelle. 

Das System basiert auf einer 
sogenannten Blockchaintech-
nologie, wobei die einzelnen 
Teilnehmer anonym sind, 
wenngleich die Blockchain hier-
bei in Form einer fortlaufenden 
Datenbank alle Transaktionen 
dokumentiert. Die Teilnahme 
am Markt erfolgt über elektro-
nische Geldbeutel sog. „Wallets“. 

Wurde eine Transaktion vor-
genommen, muss diese erst 
in einem Validierungsprozess 
– dem sog. Mining durch auf-
wendige mathematische Be-
rechnungen bestätigt werden. 
Jede Transaktion wird über 
eine Art Prüfsumme (Hash) mit 
der vorherigen Transaktion in 
der Blockchain gekoppelt. Die 
Veränderung einer Transaktion 
oder der Betrug ist somit na-
hezu unmöglich, da alle danach 
erfolgten Transaktionen eben-
falls geändert werden. Durch 
das Mining werden die einzel-
nen Transaktionen kontrolliert, 
überwacht und gewährleistet, 
dass alle Transaktionen in ih-
rer zeitlichen Abfolge eindeutig 
festgelegt sind. 

Die große Akzeptanz, der bis 
derzeit fehlenden rechtlichen 
Regulierung und des Potenzials 
von Bitcoins hat dazu geführt, 
dass sich neben Bitcoin zahlrei-
che neue Kryptowährungen mit 
entwickelt und etabliert haben. 
Zu einer der populärsten neben 
Bitcoins zählen unter anderen 
Ethereum, Ripple und Litecoin 
die inzwischen eine Marktkapi-
talisierung im dreistelligen Mil-
lionenbereich erreicht haben. 
Damit greifen sie auch die Ur-
sprungsidee, das globale Finanz-
system zu ersetzen, an.

Ertragssteuerliche Behandlung
Bitcoins sind im steuerlichen 
Sinne nicht als Zahlungsmittel 
oder E-Geld, wie beispielsweise 
der EURO oder US Dollar anzu-
sehen. Von der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsauf-
sicht (BaFin) wurden Bitcoins 
als sogenannte Rechnungsein-
heiten i. S. v. § 1 Abs. 11 Satz 
1 Nr. 7 des Gesetzes über das 
Kreditwesen (KWG) eingestuft, 

die den Devisen gleichge-
stellt sind. Dieser Ansicht folgt 
das Bundesfinanzministerium. 
Dies bedeutet, dass Bitcoins 
im steuerlichen Sinne als im-
materielle Wirtschaftsgüter 
anzusehen sind. Mit diesem 
Hintergrund können Bitcoins 
grundsätzlich zu Einkünften 
aus Gewerbebetrieb oder aus 
privaten Veräußerungsgeschäf-
ten führen. Die grundsätzliche 
Würdigung hängt damit davon 
ab, in welchem Umfang und 
auf welcher Art und Weise am 
digitalen Markt teilgenommen 
wird. 

Bitcoin im privaten Bereich
Die reine Spekulation mit Bit-
coins im Privatbereich ist 
grundsätzlich als privates Ver-
äußerungsgeschäft anzusehen. 
Die hieraus erzielten Gewinne 
sind nur dann der Einkommen-
steuer zu unterwerfen, wenn 
Sie innerhalb der einjährigen 
Veräußerungsfrist erzielt wer-
den und die Freigrenze von 
600 EUR übersteigen. Gewin-
ne mit Bitcoins, die länger als 

ein Jahr gehalten worden sind, 
unterliegen nicht der Einkom-
mensteuer. Als Veräußerungs-
vorgang gilt auch der Einsatz 
von Bitcoins als Zahlungsmit-
tel – Tausch gegen ein Wirt-
schaftsgut. 

Wurden mehrere Bitcoins zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten 
angeschafft, ist nach Auffas-
sung der Finanzverwaltung die 
Fifo-Methode (First in – first 
out) i. S. § 23 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 
Einkommensteuergesetz anzu-
wenden. Die zuerst angeschaff-
ten Bitcoins gelten damit als 
zuerst veräußert. 
Eine sorgfältige Dokumentation 
der einzelnen Kaufdaten und 
–kurse sowie der Daten zum 
Verkauf ist in diesem Zusam-
menhang erheblich. Lediglich 
durch die Dokumentation der 
Einnahmen kann eine etwaige 
Steuerfreiheit gegenüber dem 
Finanzamt belegt werden. Die 
Gewinne unterliegen nicht der 
Abgeltungssteuer (25 Prozent) 
sondern ausschließlich dem 
persönlichen Steuersatz. 
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Bitcoin im gewerblichen 
Bereich
Werden Gewinne mit Bitcoins 
im Rahmen eines Gewerbe-
betriebs erwirtschaftet gilt die 
einjährige Spekulationsfrist 
nicht. Sämtliche Gewinne sind 
dann einkommensteuerlich zu 
berücksichtigen. 

Das Betreiben von Mining ist, 
soweit es sich nicht um ein 
reines Verlustgeschäft handelt 
(Liebhaberei), als Gewerbebe-
trieb anzusehen. Werden hier-
aus Gewinne erzielt, sind diese 
ebenfalls ohne Anwendung der 
Einjahresfrist einkommensteu-
erlich zu berücksichtigen. Hier-
an schließt sich u.a. die Regist-
rierungspflicht beim Finanzamt 
und der Gemeinde (Gewerbean-
meldung) samt Gewerbesteuer-
pflicht an.

Umsatzsteuerliche Behandlung
Neben der ertragssteuerlichen 
Behandlung der Spekulation 
mit Bitcoins ist die rechtliche 
Auffassung der umsatzsteuer-
lichen Behandlung derzeit noch 
sehr ungewiss. Dies mit folgen-
dem Hintergrund: 

Ende 2015 erging ein Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs 
(22.10.2015, C-264/14) in der 
Rechtssache Hedqvist, wonach 
der gewerbliche Umtausch 
von Bitcoins in konventionel-
le Währungen und umgekehrt 
eine Dienstleistung gegen Ent-
gelt darstellt, die grundsätzlich 
gem. Art. 135 Abs. 1 Buchstabe 
e Mehrwertsteuersystemricht-
linie umsatzsteuerbefreit ist. 
Das Urteil erging jedoch nur in 
Zusammenhang der virtuellen 
Währung Bitcoin. 

Ebenso ist die umsatzsteuer-
rechtliche Behandlung von Mi-
ning noch nicht abschließend 
geklärt. Hier wurde bereits eine 
Erörterung im Mehrwertsteu-
erausschuss durch die Euro-
päische Kommission angesto-
ßen. Die rechtliche Entwicklung 
bleibt spannend.

Folgende lesenswerte Artikel 
finden Sie auf unserer Home-
page:

Kassenschau ab 2018:
-> Startseite mhp-kanzlei.de
-> Downloads 
-> GoBD / Kasse / Verfahrens-

dokumentation
-> 3. Merkblatt von oben

Steuerberater Steffen Hort war 
in 2017 wieder mit interessanten 
Themen für die DEHOGA unter-
wegs. Über diese Themen kön-
nen Sie sich informieren:

Digitale Betriebsprüfung und 
Anforderungen an ein modernes 
Kassensystem:
-> Startseite mhp-kanzlei.de
-> Aktuelles
-> Presse
-> 1. Datei von oben

Gutscheine und Preisnachlässe:
-> Startseite mhp-kanzlei.de
-> Aktuelles
-> Presse
-> 2. Datei von oben

NEUE 
LINKS

Ausblick
Das ergangene Urteil, die Un-
gewissheit der Finanzämter im 
Umgang mit Kryptowährungen 
sowie auch Fragen zur Besteue-
rung von Kryptowährungen aus 
der Politk (BT-Drucks. 19/370 
vom 05.01.2018 – Anfrage Bun-
destagsabgeordnete Lisa Paus, 
Bündnis/Die Grünen) zeigen, 
dass eindeutige rechtliche Re-
gelungen notwendig sind und 
die steuerlichen Fragen durch 
den Gesetzgeber konkretisiert 
werden müssen. Der Zukunft 
der rechtlichen Entwicklung 
von Kryptowährungen sehen wir 
daher gespannt ins Auge. Auf-
grund der unterschiedlichsten 

VERTEILUNG ERHALTUNGSAUFWAND
BEI VERMIETUNG UND VERPACHTUNG

Um die Steuerprogression zu 
senken, bietet es sich an, grö-
ßere Aufwendungen für die 
Erhaltung von Gebäuden, die 
nicht zu einem Betriebsvermö-
gen gehören und überwiegend 
Wohnzwecken dienen, auf zwei 
bis fünf Jahre gleichmäßig 
zu verteilen. Eine Entschei-
dung des Finanzgerichts Ber-
lin-Brandenburg zeigt jedoch, 
dass dieses Wahlrecht bei der 
Rechtsnachfolge zur Steuerfal-
le werden kann. Werbungskos-
ten kann grundsätzlich nur der-
jenige abziehen, der sie selbst 
getragen hat. Dieser Grundsatz 
gilt auch bei der Gesamtrechts-
nachfolge, sodass hier eine 
Übertragung verbleibender 
Aufwendungen ausscheidet. 

Dies soll nach der aktuellen 
Entscheidung des Finanzge-
richts vor allem dann gelten, 
wenn ein Vorbehaltsnießbrau-
cher Erhaltungsaufwendungen 
trägt, auf zwei bis fünf Jahre 
verteilt, im Verteilungszeitraum 
verstirbt und vom Grundstücks-
eigentümer beerbt wird.

Beachten Sie: Etwas ande-
res folgt auch nicht daraus, 
dass der Rechtsnachfolger 
für das von dem Vorbehalts-
nießbraucher zur Finanzierung 
der Aufwendungen aufgenom-
mene Darlehen gebürgt, eine 
Grundschuld an dem zu die-
sem Zeitpunkt bereits in sei-
nem zivilrechtlichen Eigentum 
stehenden Objekt bestellt, das 

Darlehen nach dem Tod des 
Vorbehaltsnießbrauchers ab-
gelöst und zu diesem Zweck ein 
neues Darlehen aufgenommen 
hat.
 
Praxishinweis: Das Finanzge-
richt hat die Revision zugelas-
sen, weil die Frage der Über-
tragbarkeit von verbleibenden 
Aufwendungen in Rechtsnach-
folgefällen in finanzgericht-
licher Rechtsprechung und Li-
teratur umstritten ist. Da die 
Revision inzwischen anhängig 
ist, wird der Bundesfinanzhof 
bald Gelegenheit haben, für 
Klarheit zu sorgen.

Ihre Ansprechpartner:
alle Steuerberater von MHP

Unverbrauchter Aufwand geht nicht auf Rechtsnachfolger über. 

steuerlichen Konsequenzen, 
dem noch nicht final geklärten 
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, kann der vorstehende Arti-
kel keine individuelle Beratung 
ersetzen. Gerne beraten wir Sie 
und zeigen Ihnen Gestaltungs-
möglichkeiten auf. Nehmen Sie 
Kontakt zu uns auf. 

Vegard Maisenbacher
Bachelor of Arts

RSW Steuern und Prüfungswesen
vmaisenbacher@mhp-kanzlei.de

Mirko Herlan, 
Steuerberater

mherlan@mhp-kanzlei.de
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Neue Rechtsprechung:
Zahlt der Arbeitnehmer für die 
außerdienstliche Nutzung (pri-
vate Fahrten, Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte sowie Familienheimfahr-
ten bei doppelter Haushalts-
führung) eines Firmenwagens 
ein Nutzungsentgelt, mindert 
dieses den geldwerten Vorteil. 
Nach der neuen Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs 
gilt dies auch, wenn der Arbeit-
nehmer einzelne Kosten (z. B. 
Kraftstoffkosten) trägt und 
der geldwerte Vorteil nach der 
1%-Regel ermittelt wird.

Beachten Sie: Übersteigen die 
Eigenleistungen den geldwer-
ten Vorteil, führt der überstei-
gende Betrag weder zu ne-
gativem Arbeitslohn noch zu 
Werbungskosten. Der geldwer-
te Vorteil kann sich sowohl bei 
der 1%-Regel als auch bei der 
Fahrtenbuchmethode maximal 
auf 0 EUR verringern. Es kann 
kein „geldwerter Nachteil“ ent-
stehen.
 
Neu gefasstes Verwaltungs-
schreiben
Das Bundesfinanzministerium 
wendet die neue Rechtspre-
chung in allen offenen Fällen 

an. Folgende Aspekte sind her-
vorzuheben: 

Ob das Nutzungsentgelt pau-
schal oder entsprechend der 
tatsächlichen Kfz-Nutzung be-
messen wird, ist unerheblich. 
Das Nutzungsentgelt muss ar-
beitsvertraglich oder aufgrund 
einer anderen arbeits- oder 
dienstrechtlichen Rechtsgrund-
lage vereinbart worden sein. 
Kein Nutzungsentgelt ist ins-
besondere der Barlohnverzicht 
des Arbeitnehmers im Rahmen 
einer Gehaltsumwandlung. 

Folgende Möglichkeiten beste-
hen:

• Nutzungsunabhängige Pau-
schalen z. B. pauschaler mo-
natlicher Einbehalt in Höhe 
von 150 EUR

• Übernahme der Leasingraten
• Nutzungsabhängige Pauscha-

len (z. B. 20 Cent je privat ge-
fahrenem km)

• vollständige oder teilweise
Übernahme einzelner Kfz-
Kosten (beispielsweise Treib-
stoffkosten, Wartungs- und 
Reparaturkosten, Kraftfahr-
zeugsteuer, Stellplatzmiete, 
Aufwendungen für die Wa-
genpflege und -wäsche). 

Beachten Sie: Unberücksichtigt 
bleiben hingegen Kosten, die 
nicht zu den Gesamtkosten des 
Pkw gehören (z. B. Vignetten, 
Mautgebühren, Parkgebüh-
ren, Aufwendungen für Insas-
sen- und Unfallversicherungen, 
Verwarnungs-, Ordnungs- und 
Bußgelder).

Wahlrecht bei Fahrten-
buchmethode
Wird der geldwerte Vorteil 
nach der Fahrtenbuchmethode 
bestimmt, besteht folgendes 
Wahlrecht: 

• Grundsätzlich fließen vom 
Arbeitnehmer selbst ge-
tragene individuelle Kosten 
nicht in die Kfz-Gesamtkos-
ten ein. Der individuelle Nut-
zungswert ist dann anhand 
der (niedrigeren) Gesamtkos-
ten zu ermitteln.

• Es wird aber nicht beanstandet,
wenn vom Arbeitnehmer 
selbst getragene Kosten in 
die Gesamtkosten einbezo-
gen und wie bei der 1%-Regel 
als Nutzungsentgelt behan-
delt werden.

Lohnsteuerabzugsverfahren
Soweit sich aus der arbeitsver-
traglichen oder einer anderen 

KOSTENBETEILIGUNG BEI DIENSTWAGEN
NEUES VERWALTUNGSSCHREIBEN 
Leistet der Arbeitnehmer Zuzahlungen zu einem auch privat genutzten Firmenwagen, reduzieren diese den geldwerten Vorteil bei der 
1%-Regel unabhängig davon, ob es sich um einzelne Kfz-Kosten oder ein pauschales Nutzungsentgelt handelt. Diese neue Rechtspre-
chung wendet die Finanzverwaltung nunmehr an. Somit musste das Verwaltungsschreiben aus 2013 überarbeitet werden.

arbeits- oder dienstrechtlichen 
Rechtsgrundlage nichts ande-
res ergibt, muss der Arbeitge-
ber die individuellen Kfz-Kosten 
des Arbeitnehmers bei der Nut-
zungswertermittlung anrech-
nen.

Der Arbeitnehmer hat die Höhe 
der individuellen Kfz-Kos-
ten und die Gesamtfahrleis-
tung jährlich fahrzeugbezogen 
schriftlich darzulegen und 
nachzuweisen. Die Erklärun-
gen und Belege sind im Original 
zum Lohnkonto zu nehmen.

Beachten Sie: Aus Vereinfa-
chungsgründen kann für den 
Lohnsteuerabzug zunächst 
vorläufig fahrzeugbezogen die 
Erklärung des Vorjahres zu-
grunde gelegt werden. Nach 
dem Kalenderjahr oder nach 
Beendigung des Dienstver-
hältnisses ist der tatsächliche 
Nutzungswert zu ermitteln 
und eine etwaige Lohnsteuer-
differenz auszugleichen.
 
Veranlagungsverfahren
Bleiben die Zuzahlungen beim 
Lohnsteuerabzug unberück-
sichtigt, kann sie der Arbeitneh-
mer in seiner Einkommensteu-
ererklärung geltend machen. 
Dazu muss er die Nutzungsver-
einbarung vorlegen und (fahr-
zeugbezogen) darlegen, wie der 
Arbeitgeber den Nutzungswert 
ermittelt und versteuert hat. 

Dies kann beispielsweise durch 
eine Arbeitgeberbescheinigung 
erfolgen. Zudem muss er die 
Höhe der von ihm getragenen 
individuellen Kfz-Kosten und 
die Gesamtfahrleistung im Ka-
lenderjahr nachweisen.

Ihre Ansprechpartner:
alle Steuerberater von MHP
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MHP ERSTREITET EINE ZINSERSTATTUNG BEI
BAULEISTUNGEN VOR DEM FINANZGERICHT
In einem grundlegenden Urteil des V. Senates vom 22.08.2013 hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass ein Bauträger nicht die 
Umsatzsteuer für Bauleistungen durch inländische Unternehmer an ihn schuldet, wenn er die bebauten Grundstücke weiterveräußert.

Derzeitige Rechtslage
Während die Rechtslage für 
die Baudienstleister aufgrund 
ergangener Urteile (BFH vom 
23.02.2017 – V R 16/16 und 
24/16) recht konkret dargestellt 
wird, sind für den Bauträger 
immer noch einige Punkte of-
fen.

Zum einen stellt sich die Fra-
ge, ob der Umsatzsteuerer-
stattungsanspruch beim Bau-
träger nur entsteht, wenn der 
Baudienstleister die Rechnung 
berichtigt und den zivilrechtli-
chen Anspruch an die Finanz-
verwaltung abgetreten hat oder, 
ob eine Erstattung auch ohne 
diese Voraussetzungen möglich 
ist. 

In zwei Finanzgerichtsverfahren 
(FG München vom 10.10.2017 
- 14 K 344/16 und FG Ba-
den-Württemberg 12 K 2323/17) 

entschieden die Finanzgerichte 
jeweils zugunsten der Bauträ-
ger und gaben der Klage auf 
Erstattung der Umsatzsteuer 
ohne weitere Voraussetzungen 
statt. Bei beiden Verfahren wur-
de Revision eingelegt. 

Zum anderen ist fraglich ob 
dem Bauträger eine Verzinsung 
des Erstattungsanspruches zu-
steht. Auch hier hat die Erstins-
tanz zugunsten des Bauträgers 
entschieden und diesem  eine 
Verzinsung zugesprochen. 

Neues Urteil
In einem nicht veröffentlichten 
Urteil vom 07.12.2017 beim FG 
Baden Württemberg erstritt 
MHP einen Zinserstattungs-
anspruch für seine Mandantin. 
Derzeit ist die Revision beim 
XI. Senat unter dem Akten-
zeichen R 4/18 anhängig. Das 
Finanzgericht Baden Württem-

berg bestätigte dieses Urteil 
nochmals in einer mit Pres-
semitteilung veröffentlichten 
weiteren Entscheidung vom 
17.01.2018  - 12 K 2324/17. 
Auch hier wurde Revision zuge-
lassen.

Alle Bauträger/Baugenossen-
schaften sollten bei ähnlich ge-

lagerten Fällen unter Hinweis 
auf die anhängigen Verfahren 
diese offen halten und ggfs. 
prüfen ob  im Hinblick auf diese 
Verfahren eine Berichtigung von 
Steuererklärungen der Jahre 
noch möglich und sinnvoll ist. 

Thomas Apitz
Steuerberater

tapitz@mhp-kanzlei.de

NEUER RECHNUNGSZINSSATZ FÜR
PENSIONSRÜCKSTELLUNGEN  IN STEUERBILANZ?
Das FG Köln hält den Rechnungszinsfuß von 6 Prozent für verfassungswidrig. Jetzt muss das Bundesverfassungsgericht entscheiden.  

Während Unternehmen  ihre 
steuerbilanziellen Pensions-
rückstellungen mit einem fes-
ten Satz von 6 Prozent abzinsen 
müssen, werden Rückstellun-
gen, die für die handelsrecht-
liche Rechnungslegung zu 
Grunde zu legen sind Ende 2017 

mit Abzinsungssätzen von  3,68 
Prozent (2,8 Prozent für die Be-
messung des ausschüttungs-
fähigen Gewinns) berechnet. 
Nach IFRS sind sie mit 0,4 bis 
2,2 Prozent noch niedriger. 

Im Ergebnis sind die so er-
mittelten handelsrechtlichen 
Rückstellungen oft doppelt so 
hoch wie die steuerbilanziellen 
Rückstellungen. 

Unternehmen können ihren 
Pensionsaufwand also nicht 
periodengerecht steuerlich 
geltend machen, sondern erst 
Jahre oder gar Jahrzehnte 

später und bauen die erforder-
lichen Rückstellungen aus ver-
steuerten Gewinnen auf.  

Wie die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts  (Ver-
fahren 2 BvL 22/17, Vorins-
tanz FG Köln, Beschluss vom 
12.10.2017, 10 K 977/17 ausfal-
len wird, ist schwer einzuschät-
zen - das Spektrum möglicher 
Entscheidungen ist breit. 

So könnten die Richter die Re-
gelung rückwirkend als ver-
fassungswidrig einstufen oder 
den Gesetzgeber lediglich per 
„Prüftauftrag“ verpflichten, den 

Diskontierungszins zu beob-
achten und ggf. für die Zukunft 
anzupassen. 

Weiterhin könnte das Gericht 
den 6 Prozent-Satz auch mit 
Verweis auf die fiskalische Ge-
staltungsfreiheit explizit und 
dauerhaft erlauben.

Dennoch sollten jetzt Ertrag-
steuerbescheide entsprechend 
offen gehalten werden. 

Bernd Maisenbacher
Steuerberater

bmaisenbacher@mhp-kanzlei.de
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Patrick Speck hat die Prüfung 
Geprüfter Bilanzbuchhalter 
(IHK) bestanden.
 
Herr Speck verstärkt unse-
re Steuerabteilung in Ba-
den-Baden.

pspeck@mhp-kanzlei.de

WIR GRATULIEREN ZUR 
BESTANDENEN PRÜFUNG

Rebekka Bischler hat die 
Prüfung Geprüfte Immobilien-
fachwirtin (IHK)  bestanden. 

Frau Bischler verstärkt un-
sere Immobilienabteilung in 
Karlsruhe.

rbischler@mhp-kanzlei.de

IN DATEV UNTERNEHMEN ONLINE (DUO)
AUFTRAGSWESEN ONLINE 
Vom Angebot über Lieferschein bis hin zur Rechnung: Mit dem Bericht zu unseren DATEV Lösungen stellen wir das Auftragswesen 
online vor, insbesondere für Unternehmer, die ihre Rechnungen in Word oder Excel schreiben. 

Dies auch vor dem Hintergrund, 
dass die GoBD die Rechnungs-
schreibung über Word und 
Excel kaum noch zulässt. 

Unser Softwarepartner DATEV 
bietet hierzu eine GoBD-kon-
forme Lösung an:

Sie schreiben Ihre Rechnungen 
„noch“ mit Word oder Excel? 
Speichern Sie diese Rechnun-
gen in Dateiform auch revisi-
onssicher auf Ihrem PC oder 
einer externen Festplatte? Oder 
heften Sie diese in Papierform 
für die kommenden 10 Jahre in 
einen Ordner ab?

Im Falle einer Betriebsprüfung 
könnten im Hinblick auf die neu 
gefassten Grundsätze zur ord-
nungsmäßigen Führung und 
Aufbewahrung von Büchern, 

Aufzeichnungen und Unter-
lagen in elektronischer Form 
- kurz GoBD - einige Fragen 
durch den Prüfer aufkommen. 
Wie wird eine Unveränderbar-
keit dieser Rechnungen ge-
währleistet? Werden diese Be-
lege revisionssicher in digitaler 
Form gespeichert? Setzen Sie 
ein Dokumentenmanagement-
system – DMS – ein?

DATEV Auftragswesen online 
bietet Ihnen eine sichere Alter-
native. Erstellen Sie Ihre Ange-
bote, Lieferscheine und Rech-
nungen digital und ohne eigene 
Software. 

Mit wenigen Klicks erstellen Sie 
Ihre Dokumente und können 
diese jederzeit weiterverarbei-
ten. Hierzu sind die Dienstleis-
tungen und die Artikel in den 

Stammdaten einmalig zu hin-
terlegen.

Vom Angebot zum Auftrag, vom 
Auftrag zum Lieferschein oder 
gleich zur Rechnung? Durch die 
einfache Verwaltung Ihrer Ge-
schäftspartner mit Zahlungs-
bedingungen und Kontaktdaten 
können Sie auf den Ausdruck 
der Belege verzichten. 

Stattdessen versenden Sie die 
Dokumente direkt per Email an 
die hinterlegten Kontaktdaten. 
Die Gestaltung der Belege kön-
nen Sie im gewissen Umfang 
personalisieren und auf Ihr Un-
ternehmen anpassen. 

Das Beste: Die Speicherung 
der Belege erfolgt automatisch 
im DATEV Rechenzentrum. 
Revisionssicher für die kom-
menden 10 Jahre und immer 
für Sie im Zugriff. 

Und in Verbindung mit Bank 
Online haben Sie auch im Über-
blick, welche Rechnungen noch 
nicht bezahlt wurden. 

Ein weiterer Vorteil ist die Über-
tragung der Daten an uns als 
Ihren Steuerberater. Hierzu 
müssen Sie gar nichts veran-
lassen. 

Die erstellten Rechnungen 
werden automatisch dem 
Steuerberater zur weiteren 
Verarbeitung übermittelt.

Je nach Einstellung bereits fix 
und fertig verbucht. Mit der Fer-
tigstellung der Buchhaltung er-
halten Sie dann Ihre gewohnten 
Auswertungen ebenfalls digital 
über das  DATEV Unternehmen 
online. 

Und auch diese werden auto-
matisch für die kommenden 
10 Jahre gespeichert. Es han-
delt sich hierbei nicht um ein 
ERP-System, sondern um eine 
kleine, feine Faktura-Software. 
Mehrschichtige Stücklisten 
zum Beispiel können hierin 
nicht abgebildet werden.

Gerne zeigen wir Ihnen die Vor-
teile von Auftragswesen online 
bei einem gemeinsamen Ter-
min oder auch online. 
Mit dem beigefügten Link kön-
nen Sie sich selbst einen ersten 
Überblick über die Lösung ver-
schaffen.

https://vp.datev.de/connector/
video/2613

Michael Leist, DATEV Consultant
Steffen Hort,  Steuerberater
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EINSTIEG BERUF 2018 - EIN VOLLER ERFOLG 
WISSEN WAS MORGEN ZÄHLT - AUSBILDUNG BEI MHP
Im Januar 2018 fand die größte Messe der Region „Einstieg Beruf 2018“ in der DM Arena statt. Mit mehr als 320 Unternehmen und 
schulischen Ausbildungsstätten war MHP mit dabei.

Das Ausbilderteam und alle 
Auszubildenden waren vor Ort.  
Zu den Besuchern des Messe-
standes zählten vor allem 
Schüler aus unterschied-
lichsten Klassenstufen, aus 
Gymnasien oder dem Be-
rufskolleg, aber auch Seiten-
einsteiger, Studienaussteiger 
und Branchenfremde. MHP 
informierte über die Ausbil-
dung zum/zur Steuerfachan-
gestellte/n, Bachelor of Arts 
im Bereich Steuern und Prü-
fungswesen sowie über die Aus-
bildung zum/zur Immobilien-
kaufmann/-frau. 

Unser Ziel
Einen Einblick in die Vielfältig-
keit und Facetten des steuer-
beratenden Berufes zu geben 
und Interesse an den jeweili-
gen Ausbildungsberufen und 
den sich ergebenden Pers-
pektiven zu wecken. Mit vielen 

guten Gesprächen und einigen 
potenziellen Interessenten ha-
ben wir unser Ziel vollumfäng-
lich erreicht und sehen somit 
auf eine sehr erfolgreiche Aus-
bildungsmesse zurück. Auch 
in 2019 sind wir dabei.

Das aktuelle Ausbildungs-
team 
wird im Jahr 2018 durch vier 
weitere Auszubildende ver-
stärkt. MHP bereitet damit 
acht Berufseinsteiger in un-
terschiedlichsten Ausbil-
dungsformen in den Bereichen 
Steuern, Jahresabschluss, 
Buchhaltung, Lohn, Betriebs-
wirtschaft und Immobilien auf 
ihre zukünftige Berufstätigkeit 
vor. 
Damit werden bei MHP über-
durchschnittlich viele junge 
Menschen auf den Beruf vor-
bereitet, verbunden mit dem 
Ziel, nach der Ausbildung bei 

MHP mit Weiter- und Fortbil-
dungen sowie Zusatzqualifika-
tionen richtig durchzustarten. 

Damit handeln wir ganz be-
wusst gegen den Trend: viele 
Kanzleien bilden weniger oder 
gar nicht mehr aus. Unser Aus-
bildungsteam jedenfalls freut 
sich auf weitere Verstärkungen 
in 2018! 

Einen Überblick über die je-
weiligen Ausbildungsberufe 
und die offenen Stellen können 
sich Interessierte auf unserer 
Homepage im Bereich Karrie-
re verschaffen.

Steffen Hort, Steuerberater
Mirko Herlan, Steuerberater

Vegard Maisenbacher, 
Bachelor of Arts - RSW 

WICHTIGE MELDUNG ZUM TRANSPARENZREGISTER
NEUREGELUNG ZUM 26.06.2017

An dieses Register müssen die 
wirtschaftlich Berechtigten 
gemeldet werden, die vor al-
lem hinter Kapitalgesellschaf-
ten und eingetragenen Perso-
nengesellschaften stehen. 

Für viele unbemerkt mussten 
die Meldungen erstmals bis 
01.10.2017 erfolgen. 

Nach dem Geldwäschegesetz 
sind zur Meldung insbesonde-
re verpflichtet: Die gesetzli-
chen Vertreter von juristischen 
Personen des Privatrechts (u. 
a. GmbH, AG), rechtsfähige 
Personengesellschaften (u. a. 

OHG, KG, Partnerschaftsge-
sellschaft; mangels Register-
eintragung nicht die GbR) so-
wie Trustees und Treuhänder. 

Die Meldepflichtigen 
haben ihre wirtschaftlich Be-
rechtigten an das Register zu 
melden. 

Mitteilungspflichtig sind fol-
gende Angaben zum wirt-
schaftlich Berechtigten: 

Den Vor- und Nachnamen, das 
Geburtsdatum, den Wohnort 
sowie Art und Umfang des 
wirtschaftlichen Interesses 

Mit dem Inkrafttreten des neuen Geldwäschegesetzes wurde das Transparenzregister eingeführt. 

(d. h. Angaben, woraus die 
Stellung als wirtschaftlich Be-
rechtigter folgt, z. B. Höhe der 
Kapitalanteile). 

Ausnahmen von der Melde-
pflicht
gibt es, wenn sich die wirt-
schaftlich Berechtigten mit 
den vorgenannten Daten aus 
anderen öffentlich zugängli-
chen Registern elektronisch 
abrufen lassen. 

Hierzu zählen das Handels-, 
Partnerschafts-, Genossen-
schafts-, Vereins- und das Un-
ternehmensregister.

Sanktionen
Bei einem Verstoß gegen die 
Meldepflicht drohen Bußgelder 
von bis zu 100.000 EUR. In be-
sonders schweren Fällen kön-
nen sogar Bußgelder in Millio-
nenhöhe verhängt werden.

Detailliertere Informationen
finden Sie auf unserer Home-
page:

Startseite mhp-kanzlei.de
-> Downloads
-> Rechnungswesen /

Umsatzsteuer

Ihre Ansprechpartner:
alle Steuerberater von MHP

Unsere Auszubildenden von links nach rechts:
Melissa Herb, Sezer Yildiz, Damon Goldschmidt, Aline Weiler
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tenloser Service. Die Verfasser 
übernehmen keine Gewähr für 
die Richtigkeit der übermittelten 
Informationen. Bitte beachten 
Sie, dass diese Informationen 
eine Beratung im Einzelfall nicht 
ersetzen können.

STEUERNACHZAHLUNGEN 
VERZINSUNG VON 6 PROZENT VERFASSUNGSGEMÄß?
Nach § 233a Abgabenordnung und § 238 Abgabenordnung findet auf Steuernachzahlungen ein fixer Zinssatz von 0,5 Prozent pro 
Monat (also 6 Prozent pro Jahr) Anwendung. Dadurch soll der finanzielle Vorteil ausgeglichen werden, den ein Steuerpflichtiger durch 
die Unterzahlung von Steuern genossen hat. 

Mittlerweile jedoch ist der 
Leitzins der EZB auf 0 Pro-
zent p. a. gefallen. Vor diesem 
Hintergrund wird immer wie-
der gefragt, ob der Zinssatz in 
§ 238 AO überhaupt noch 
rechtmäßig ist. Der BFH hat 
nunmehr erneut die Gelegen-
heit gehabt, zu dieser Streit-
frage Stellung zu nehmen. 

In seiner am 28.02.2018 veröf-
fentlichten Entscheidung hat 
er zum wiederholten Male den 
Zinssatz in § 238 AO bestätigt.

Sachverhalt
Der Steuerpflichtige gab die 
Einkommensteuererklärung 
für 2011 im Dezember 2012 ab. 
Er erwartete eine hohe Ein-
kommensteuernachzahlung. 
Im Juli 2013 erbrachte der 
Steuerpflichtige im Hinblick 
auf die drohende Nachzahlung 
eine freiwillige Zahlung an das 
Finanzamt. 

Im September 2013 erging der 
Einkommensteuerbescheid 
für 2011. Das Finanzamt setzte 
Zinsen von 0,5 Prozent monat-
lich für den Zinszeitraum April 
2013 bis September 2013 fest. 
Später erließ das Finanzamt 
wegen der im Juli 2013 geleis-
teten freiwilligen Zahlung die 
Zinsen für August und Septem-
ber 2013.

Den Antrag, den Zinsbescheid 
komplett aufzuheben oder 
hilfsweise auch die restlichen 
Zinsen (April bis Juli) zu erlas-

sen, lehnte das Finanzamt ab. 
Das Finanzgericht wies die 
Klage ab.

Rechtliche Würdigung
Der BFH entschied, dass die 
geltende Zinsregelung von 
§ 233a AO und § 238 AO ver-
fassungsgemäß und verhält-
nismäßig ist. Außerdem hätte 
das Finanzamt die Zinsen auch 
nicht aus Billigkeitsgründen 
erlassen müssen.

Der BFH verneinte zunächst, 
dass der Zinssatz i. H. v. 6 Pro-
zent p. a. gegen den allgemei-
nen Gleichheitssatz von Art. 3 
Abs. 1 Grundgesetz verstößt. 
Er verglich Steuerpflichtige, 
die Zinsen zahlen müssen, 
mit Steuerpflichtigen, gegen 
die keine Zinsen festgesetzt 
wurden. Dabei konnte der BFH 
sich auf die bereits bestehende 
Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts stützen. 
Ihr zufolge beruht die Ver-
zinsung von Steuernachford-
erungen auf der typisierenden 
Annahme, dass derjenige, des-
sen Steuer ganz oder zum Teil 
zu einem späteren Zeitpunkt 
festgesetzt wird, gegenüber 
demjenigen, dessen Steuer 
bereits frühzeitig festgesetzt 
wurde, einen Liquiditäts- und 
damit auch einen potentiellen 
Zinsvorteil hat. 

Laut BFH verstößt die Zinshö-
he auch nicht gegen den ver-
fassungsrechtlichen Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz. 

Hierzu untersuchte der BFH 
die Zinssätze für verschiedene 
kurz- und langfristige Einla-
gen und Kredite auf Basis von 
Daten der Deutschen Bundes-
bank. Es ergaben sich für den 
streitgegenständlichen Zeit-
raum 2013 Zinssätze von 
0,15 Prozent bis 14,70 Prozent. 
Daher soll sich der gesetzliche 
Zinssatz innerhalb der Band-
breite realitätsnaher Referenz-
werte bewegen.

Schließlich musste das Finanz-
amt die Nachzahlungszinsen 
auch nicht aus Billigkeitsgrün-
den erlassen. Der Kläger hatte 
dies u. a. mit der Begründung 
gefordert, das Finanzamt habe 
den Erlass der Steuerbeschei-
de verzögert. Der BFH wies 
demgegenüber darauf hin, 
dass die Nachzahlungszinsen 

ganz bewusst unabhängig vom 
Verhalten der Steuerpflichti-
gen und des Finanzamts ent-
stehen. Daher kann ein Billig-
keitserlass grundsätzlich nicht 
auf dieses Verhalten gestützt 
werden.
  
Auswirkungen für die Praxis
Das Urteil zeigt einmal mehr, 
dass ein Rechtsbehelf, der 
Nachzahlungszinsen mit ver-
fassungsrechtlichen Bedenken 
gegen die Zinshöhe angreift, 
wenig Aussicht auf Erfolg hat. 
Steuerpflichtige sollten daher 
darauf achten, Steuern in vol-
ler Höhe und pünktlich zu zah-
len. Auch eine gewährte Aus-
setzung der Vollziehung stoppt 
den Zinslauf nicht.

Thomas Apitz
Steuerberater

tapitz@mhp-kanzlei.de


